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Papen wusste, was seinen Reisebegleitern in Berchtesgaden bevorstand. Er will 
dies nicht gerne annehmen. Allerdings habe Herr von Papen dem erstaunten 
Bundeskanzler die deutschen, auf dem Obersalzberg anwesenden Generale 
ohne jedes Zeichen eigener Überraschung vorgestellt. Sofern Papen wirklich an 
der Überrumpelung von Berchtesgaden mitbeteiligt gewesen sei, so verknüpfe 
dies seinen Abgang mit einer sehr bitteren Erinnerung.

Im Laufe der langen Unterhandlungen des «harten Tages» von Berchtes­
gaden, wie Herr von Schuschnigg am 24. Februar im österreichischen Bun­
destag das Zusammentreffen mit Adolf Hitler bezeichnete, habe der Bundes­
kanzler nicht zu allem nein sagen können. Er habe aber auch nicht ja  gesagt 
und als Ehrenmann erklärt, er müsse, getreu der Verfassung, die legalen 
Instanzen befragen; bis Dienstagabend werde er antworten. So sei man unter 
dem Druck der deutschen Forderungen auseinandergegangen.

Nun müsse, schloss der Aussenminister, alles getan werden, um durchzu­
halten. Dabei sei es das Gebot der Stunde, den Anschein guter und freund­
schaftlicher Beziehungen zu Deutschland zu wahren. Denn gegen Deutschland 
könne Österreich seine Politik auf die Dauer nicht richten. Käme es zu innern 
Unruhen, zu Schiessereien und zu Blutvergiessen, so sei eine Intervention 
Deutschlands zu gewärtigen. Dann, erklärte der Aussenminister, müssten 
andere als er der Situation die Stirne bieten.

Trotz der düsteren und gefahrenschwangeren Aussichten, die sowohl die 
Erklärungen des Bundeskanzlers als auch diejenigen seines Aussenministers 
eröffnen, glaube ich, dass Österreich in den nächsten Wochen, wenigstens in 
aussenpolitischer Beziehung, mit einer Atempause rechnen darf. Wie sich nun 
allerdings die Befreigung der österreichischen Nationalsozialisten von den 
Fesseln der Illegalität und die von der Regierung zugestandene Durchsetzung 
der Vaterländischen Front mit Hakenkreuzleuten auswirken wird, ist schwer 
abzuschätzen. Es können hier vielleicht bälder, vielleicht später, Gegeben­
heiten eintreten, welche österreichische innenpolitische Komplikationen auf 
den aussenpolitischen Plan erheben und Deutschland so, im Sinne der Befürch­
tungen des Bundeskanzlers und seines Aussenministers, die Handhabe zu 
einem neuen Druck, wenn nicht zu Schlimmerem, bieten.
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Wir beziehen uns auf unsere Zuschrift vom 26. F eb ru ar1 betreffend die 
Beschwerde der Österreichischen Gesandtschaft wegen der Berichterstattung
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von Herrn Dr. Caratsch und beehren uns, Ihnen mitzuteilen, dass die Chef­
redaktion der «Neuen Zürcher Zeitung» nicht verfehlt hat, dem Genannten 
eine ausdrückliche Missbilligung auszusprechen. Wir übermitteln Ihnen 
Abschrift des Schreibens, das die Chefredaktion unter dem 1. d. M. an Herrn 
Dr. C aratsch2 gerichtet hat, zur vertraulichen Kenntnisnahme.

A uf Wunsch von Herrn Bretscher möchten wir Sie ersuchen, den österreichi­
schen Presse-Attaché davon in Kenntnis zu setzen, dass der Berliner Korre­
spondent von seiner Zeitung wegen des Vorfalles zur Rechenschaft gezogen 
worden ist.

Im übrigen werden Sie dem Schreiben von Herrn Bretscher an Herrn 
Caratsch entnehmen, dass eine Änderung des Berichterstatters der «Neuen 
Zürcher Zeitung» in Aussicht genommen ist. Das Politische Departement hätte 
gegen eine solche Massnahme auf Grund der bisherigen Erfahrungen keine 
Einwendungen zu erheben.

A N N E X E

Le Rédacteur en chef de la «Neue Zürcher Zeitung», W. Bretscher, 
à son Correspondant à Berlin, R. Caratsch

Copie Zürich, 1. M ärz 1938

Das eidgenössische Politische Departement gibt mir Kenntnis von einer Beschwerde, die der 
Presseattaché der österreichischen Gesandtschaft in Berlin wegen Ihrer Berichterstattung erhoben 
hat. Die Beschwerde betrifft Ihren in Nr. 295 unseres Blattes erschienenen Bericht, der sich unter 
Zitierung der «Berliner Börsen-Zeitung» mit dem österreichischen Aussenminister Dr. Guido 
Schmidt befasst. Zu meinem grossen Bedauern habe ich den Eindruck erhalten müssen, dass die 
Beschwerde insofern durchaus berechtigt ist, als Sie offenbar die bezüglichen Ausführungen der 
«Berliner Börsen-Zeitung» unvollständig zitiert haben. Das Berliner Blatt sprach von einem 
«scharfen, aber angenehmen Partner», dem eine «elastische Zähigkeit» zukomme, während in 
Ihrem Bericht nur von einem «angenehmen Partner» und «elastischen Politiker» die Rede ist. Eine 
derartige Zitierweise steht, wie Sie auf Grund Ihrer journalistischen Tätigkeit an der «N .Z .Z .»  
selbst wissen müssen, mit den Gepflogenheiten unseres Blattes in schärfstem W iderspruch und 
bedeutet eine unentschuldbare Verletzung der unsern Korrespondenten obliegenden Pflicht zur 
strengen Tatsachenmässigkeit und Objektivität. Ich bin über diesen Vorfall geradezu bestürzt, weil 
ich daraus schliessen muss, dass wir uns nicht unter allen Umständen auf die unbedingte Richtig­
keit Ihrer Berichte verlassen können, wie wir dies bis jetzt tun zu können glaubten. Geschädigt wird 
aber durch einen solchen Mangel an Sorgfalt und Objektivität nicht nur die Stellung des Korre­
spondenten, sondern das Ansehen des Blattes selbst, und ich möchte Sie jedenfalls nicht im Zweifel 
darüber lassen, dass ich nicht gewillt und nicht in der Lage bin, Sie gegenüber der berechtigten 
Kritik an dieser Art von Berichterstattung in Schutz zu nehmen. Gerade in Zeiten internationaler 
Spannungen hat der Korrespondent eines neutralen Blattes die Pflicht zu besonderer Sorgfalt und 
Objektivität, damit er nicht zu Anfeindungen und Angriffen, die wir bisher stets im Bewusstsein 
unserer bona fides abzuwehren in der Lage gewesen sind, begründeten Anlass bietet. Ich bedaure 
sehr, feststellen zu müssen, dass Sie bei der Berichterstattung über die österreichischen Ereignisse 
nicht auf der Höhe Ihrer Aufgabe gewesen sind, und kann Ihnen nicht verhehlen, dass wir hier den

2. Reproduite en annexe. Une copie de cette lettre avait été transmise par W. Bretscher à la 
Division des A ffa ires étrangères du Département politique par lettre de voiture du 7 mars 1938.
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Vorfall als gravierend genug empfinden, um die Möglichkeit weiterer Konsequenzen für Ihre Posi­
tion nicht ausschliessen zu können.

Herr Albert Müller wird Ihnen bei seinem Besuche in Berlin meine Auffassungen und diejenigen 
der Auslandredaktion mit grösserer Deutlichkeit, als ich es auf diesem Wege tun kann, darlegen 
und auseinandersetzen. Ich sehe voraus, dass sich alsdann bald die Notwendigkeit ergeben dürfte, 
dass Sie zu einer persönlichen Rücksprache nach Zürich kommen.
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Le Gérant1 du Consulat de Suisse à Danzig, S. Regli, 
au Chef de la Division 

des Affaires étrangères du Département politique, P. Bonna

L Danzig, 10. März 1938

Die «Neue Zürcher Zeitung», die «Basler Nachrichten» und sehr wahr­
scheinlich auch andere schweizerische Blätter bringen unter dem Datum des 
6. d. M. eine Havasmeldung aus Warschau, wonach der Senat der Freien Stadt 
Danzig die Einführung des Arierparagraphen ab 1. April d. J. in den hiesigen 
Spitälern beschlossen haben soll. Die «Basler Nachrichten» veröffentlichten 
die Meldung sogar unter der auffallenden Schlagzeile «Einführung des Arier­
paragraphen in Danzig».

Ich beehre mich, Ihnen bekanntzugeben, dass ein solcher Beschluss der Dan- 
ziger Regierung nicht vorliegt, weder für Spitäler noch für Kliniken, noch für 
irgendwelche Zweige der Sozialversicherung. Der Senat hat auch keine A nord­
nung erlassen, die dahin geht, dass am 1. April jüdische Ärzte und Kranken­
pfleger aus den Krankenhäusern auszutreten haben, und dass jüdische Kranke 
nicht mehr aufgenommen werden sollen. Jüdischen Patienten bleibt es nach 
wie vor nicht verwehrt, zu arischen Ärzten zu gehen. Die Anbringung eines 
gegenteiligen Vermerks in den Wartezimmern nicht jüdischer Ärzte, wovon die 
Zeitungen berichteten, ist weder seitens der hiesigen Ärztekammer noch seitens 
der Berufsvereinigung der Ärzte angeordnet worden.

Die Einführung des Arierparagraphen in Danzig würde allerdings in der 
Konsequenz der nationalsozialistischen Politik liegen. Wenn es bis heute nicht 
geschehen ist, so ist das einzig dem besonderen diplomatischen Geschick 
des derzeitigen Hohen Kommissars des Völkerbundes, des Herrn Professor 
Dr. Burckhardt, zuzuschreiben, dem es gelingen mag, die in Frage stehende 
Massnahme noch möglichst lange hinauszuschieben.

Die führende schweizerische Presse würde die keineswegs leichte Tätigkeit 
unseres Landsmannes weniger erschweren, wenn sie sich entschliessen könnte, 
sich vor der Veröffentlichung politischer Nachrichten über Danzig zuständigen 
Ortes über deren Richtigkeit zu erkundigen.

1. Verweser.
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